
Schlußbericht 211

2.5.1 Nomenklaturkader der SED

Im staatlichen System der ehemaligen DDR, das alle relevanten Lebensberei-
che mit Ausnahme der Kirchen unmittelbar umfaßte, waren alle wichtigen und
verantwortlichen Positionen mit Angehörigen der Kadernomenklatur besetzt.
Das betraf den Sicherheitsbereich, den Verwaltungsapparat, die Wirtschaft, die
Wissenschaft, die Bildung, die Kultur, die Medien sowie die Massenorganisa-
tionen. Nach dem Muster des Kadersystems der Sowjetunion wurde seit 1950
auch in der DDR ein Nomenklaturkadersystem eingerichtet, die Kaderpolitik
wurde 1977 mittels ZK-Beschlusses zur „erstrangigen politischen Aufgabe“
erklärt. Sowohl auf zentraler staatliche Ebene (Staatsapparat, Volkskammer,
Ministerien und zentrale Institutionen, Zentralräte der Massenorganisationen
und Verbände) als auch auf zentraler Parteiebene (ZK der SED) gab es Kader-
nomenklaturen; entsprechende Strukturen bestanden sowohl auf der Ebene der
Bezirke als auch auf darunter liegenden Ebenen, wo sie sich bis in Räte der
Kreise, Städte und Gemeinden, in die Betriebe und Grundorganisationen bzw.
in die entsprechenden Partei- und Organisationsebene fortsetzten. Diese Ka-
dernomenklaturen wurden in bestimmten Zeitabständen bedarfsgerecht über-
arbeitet; sie unterlagen der Geheimhaltung, waren in öffentlich zugänglicher
Literatur nicht erwähnt und bildeten ein nach den Prinzipien des „demokrati-
schen Zentralismus“ geordnetes hierarchisches System.

Die Nomenklaturkader bildeten das Rückgrat des SED-Staates. Sie waren als
langfristig über Kaderprogramme aufgebaute Führungskräfte verantwortlich
für die Umsetzung der Beschlüsse des Nationalen Verteidigungsrates, des ZK
der SED, des Politbüros und des Ministerrates. Die Kontrollnomenklaturkader
sicherten ebenfalls die Herrschaft des Staates über die Stellvertreterebene in
allen Bereichen des Staates. Während beispielsweise die Direktoren der Stadt-
bezirksgerichte in Berlin Nomenklaturkader des Sekretariats der SED-Kreis-
leitung Berlin-Mitte und zugleich Kontrollnomenklaturkader der Abteilung für
Staats- und Rechtsfragen des Sekretariats der SED-Bezirksleitung Berlin wa-
ren, waren alle Richter der Stadtbezirksgerichte Kontrollnomenklaturkader der
SED-Kreisleitung in Berlin-Mitte. Freilich waren auch die Volkskammerabge-
ordneten und Reservekandidaten, auch diejenigen der Blockparteien und Mas-
senorganisationen, Nomenklaturkader. Vorsitzender oder Volkskammerabge-
ordneter einer Blockpartei konnte daher nur werden, wer zuvor auf Vorschlag
der Abteilung „Befreundete Parteien“ des ZK der SED mit Einverständnis des
Sekretärs für Agitation und Propaganda (zuletzt Politbüromitglied Joachim
Herrmann) vom Politbüro bestätigt worden war. Entsprechendes galt für die
Bezirks- und Kreisebene.

Die Karriere der Nomenklaturkader stand unter ständiger Kontrolle der SED
und war systematisch geplant. Jeder Aufstieg in höhere, leitende und verant-
wortliche Positionen in der DDR war an politisch-ideologische, fachliche und
sicherheitspolitische Anforderungen gebunden. In deren Mittelpunkt standen
die unbedingte Treue zur „Partei der Arbeiterklasse“, der Stolz auf die Errun-
genschaften des Sozialismus, die Förderung der sozialistischen Bewußtseins-
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bildung der Massen sowie politische und fachliche Kenntnisse. Die Kaderlauf-
bahn wurde mit den systematisch ausgewählten Nachwuchskadern im Alter
von i. d. R. bis zu 30 Jahren gemeinsam geplant und in einer Nachwuchska-
dervereinbarung niedergelegt; die Schulung und Ausbildung führte systema-
tisch über Parteischulen bzw. -hochschulen an die Leitungsaufgaben heran.
Dadurch war es möglich, zukünftige Führungskräfte über einen langen Zeit-
raum zu beobachten und zu beurteilen. Zugleich war sichergestellt, daß die
Kader in allen Funktionen stets die Interessen der SED und des Staates durch-
setzten (s. auch B.III.1.2.2.). Für Fehler und Versäumnisse, die in diesem Sy-
stem nicht unentdeckt bleiben konnten, hatten sie sich zu rechtfertigen. Kader-
fragen wurden als Klassen- und Machtfragen angesehen; das schloß die unbe-
dingte Bereitschaft der Nomenklaturkader zur Zusammenarbeit mit dem MfS
ein. Das MfS überprüfte zur Vorbereitung kaderpolitischer Entscheidungen
seinerseits die Verläßlichkeit der Nomenklaturkader ständig. Diese Erforder-
nisse und Verfahrensweisen waren jedem, der in der DDR eine Nomenklatur-
kaderposition innehatte, im einzelnen bekannt. Deren unbedingte Akzeptanz
war die durch Staat und Parteiorgane ständig überprüfte Voraussetzung der
eingeschlagenen Kaderlaufbahn. Im Gegenzug wurden den Nomenklaturka-
dern Privilegien u. a. bei der medizinischen Versorgung und der Versorgung
mit Wohnraum zuteil.

Zu der Anzahl von Nomenklaturkadern in der DDR liegen inzwischen seriöse
Schätzungen vor, die auf aufgefundenen Kadernomenklaturordnungen unter
Berücksichtigung von Doppel- und Mehrfachfunktionen sowie den Zahlen
über Kader-Weiterbildungsmaßnahmen beruhen. Demnach hat es Ende der
achtziger Jahre ca. 339.000 Nomenklaturkader gegeben. Das entspricht dem
Verhältnis von einem Nomenklaturkader zu 50 Einwohnern der DDR. Diese
erhebliche Dimension läßt den alles beherrschenden Einfluß der SED-Diktatur
auf die Gesellschaft der DDR deutlich werden und legt neben einer Neube-
wertung der Machtinstrumente der SED-Diktatur zukünftige breit angelegte
Forschungen zum Verbleib der Nomenklaturkader nahe.

2.5.2 Erkenntnisse zum Verbleib ehemaliger Nomenklaturkader,
insbesondere in der Verwaltung der Länder

Über den Verbleib der ca. 339.000 ehemaligen Nomenklaturkader und ihre
heutige soziale Stellung liegen bislang noch keine umfassenden wissenschaft-
lichen Untersuchungen vor. Zwar ist ansatzweise die Frage des Elitenwechsels
in den neuen Ländern behandelt worden. Empirisches Material fehlt jedoch
vielfach noch. Eine breite wissenschaftliche Auswertung des vorhandenen
Grundlagenwissens über das Kadersystem steht noch aus.

Die Enquete-Kommission ist der Frage nachgegangen, ob und in welchem
Maße heute ehemalige Nomenklaturkader in der öffentlichen Verwaltung ver-
antwortliche Positionen bekleiden und ob es Anlaß zu der Befürchtung gibt,
die Aufgaben des Staates gegenüber den Bürgern würden deshalb nicht un-


